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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Mit zwei Vorstössen wollte sich die Ratsrechte als Hüterin von Schweizer Symbolik
profilieren. Anlass war eine Aktion von Unbekannten aus dem Antifaschistischen
Netzwerk Genf, die vor dem 1. August auf wilden Plakaten, auf denen mit dem Schweizer
Kreuz bedruckte WC-Rollen abgedruckt waren, dazu aufforderten, den Nationalismus
die Toilette runter zu spülen. Dies veranlasste die Genfer SVP-Präsidentin und
Nationalrätin Amaudruz (svp, GE) zu einer bürgerlich breit abgestützten Motion, die die
strafrechtliche Verfolgung bei Herabwürdigung der Schweizer Fahne verlangt. Bereits
im Juni hatte Quadri (lega, TI) eine Motion eingereicht, die fordert, dass eine
ausländische Flagge nur dann gehisst werden darf, wenn daneben eine mindestens
gleich grosse Schweizer Fahne hängt. Der Bundesrat lehnte beide Motionen mit Verweis
auf die Meinungs- und Meinungsäusserungsfreiheit ab. Beide Vorstösse wurden im
Berichtjahr noch nicht behandelt. 1

MOTION
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Bereits sind allerdings Boykottaufrufe gegen die Volkszählung angesagt: die im Rat
unterlegene GPS, die Jungsozialisten und weitere linke und grüne Organisationen
stellten — wegen der ihrer Ansicht nach ungenügenden Datenschutzbestimmungen —
eine entsprechende Kampagne in Aussicht. Im Berichtsjahr machte eine
Aktivistengruppe, welche Datenerhebungen und Statistiken grundsätzlich als ein
Herrschaftsinstrument des Staates bezeichnet, von sich reden. Sie rief zu einem
Boykott gegen den vom Bund in Auftrag gegebenen Mikrozensus
(Repräsentativerhebung) auf und zerstörte Datenbänder anlässlich einer Besetzung des
Soziologischen Instituts der Universität Zürich. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.1988
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für eine Teilrevision des
Personalgesetzes fand nur bei der FDP Unterstützung. Für die Linke und die
Personalverbände ging er zu weit, für die SVP wich er immer noch zu sehr von den
Verhältnissen in der Privatwirtschaft ab. Als Konsequenz daraus stufte das EFD das
Geschäft nicht mehr als prioritär ein. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER

Volksrechte

Für einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Österreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsbüchlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden überhaupt zustande kommen würden.
Erst Ende Oktober verfügte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom 56-seitigen Bundesbüchlein
waren also nur noch 18 Seiten (für die Änderung des Tierseuchengesetzes) gültig. Die
Mehrkosten für den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Für lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche für die
Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hätten. Das Bundesgesetz über
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften „unverzüglich“ beglaubigt
und dem Komitee zurückgegeben werden müssen. Vor allem die Auns bemängelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurückgeschickt hätten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie kündigte eine Liste säumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im

MOTION
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Lösungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine ähnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
geführt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen für das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Ständerat stand das
Geschäft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung für die Beglaubigung nach der Frist für die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei übertragen will. 4

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Der Linksrutsch bei den Parlamentswahlen im Kanton Zug hatte sich bereits bei den
vorangegangenen Gemeindewahlen angezeigt. Die Sozialdemokraten konnten
zusammen mit der "Frischen Brise Steinhausen" drei Sitze hinzugewinnen, ebenso
erhielten die Sozialistisch-Grüne Alternative (SGA, zum Grünen Bündnis gehörend) zwei
und die "Politische Arbeitsgruppe Gleis 3 Risch-Rotkreuz" einen neuen Sitz. Die SGA
hat mit vier Sitzen nun Fraktionsstärke erreicht. Verlierer waren vor allem die
Freisinnigen, welche vier Mandate einbüssten, und die CVP, die als stärkste Partei wie
bei den letzten und vorletzten Wahlen zwei Sitze verlor; diesmal büsste sie auch knapp
vier Wählerprozentpunkte ein. In drei Gemeinden kam es zu stillen Wahlen, da nicht
mehr Kandidaten nominiert wurden als Sitze zu vergeben waren. Die Frauenvertretung
stieg von 7 auf 15 (18,5%). 5

WAHLEN
DATUM: 11.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Grossratswahlen im Kanton Schaffhausen waren von der massiven Einbusse an
Sitzen und Wähleranteilen der SP gekennzeichnet; fünf der sechs verlorengegangenen
Sitze gingen an die Liste des dissidenten Sozialdemokraten und ehemaligen Redaktors
der Schaffhauser AZ, Arthur Müller, welcher als einziger Kandidat auf der Liste "sozial-
liberal" kandidiert hatte. Ursprünglich war er aus Gründen des SP-intern festgelegten
Frauenanteils als überzählig aus der Nomination ausgeschieden, worauf er sich für eine
Einzelkandidatur entschied. Im Moment seiner Wahl war er noch Mitglied der SP, gab
jedoch kurz darauf seinen Austritt aus der Partei bekannt. Bei den bürgerlichen
Parteien gewannen die FDP und die SVP je zwei Sitze, während die CVP ein Mandat
verlor. Erstmals musste die Auto-Partei in einem Ostschweizer Kanton einen
Rückschlag in Form eines Sitzverlustes hinnehmen. Der Landesring hatte keine eigene
Liste mehr aufgestellt, dafür traten an seine Stelle die zwei Gruppierungen "Ökoliberale
Bewegung Schaffhausen" (neu mit drei Sitzen) sowie die "Aktion liberale Schaffhauser"
(2 Sitze). Von den übrigen Kleinparteien verlor die EVP ein Mandat und verblieb wie das
Grüne Bündnis mit einem Sitz vertreten. Der Frauenanteil konnte im Vergleich zu 1988
nur leicht von 15% auf 16,3% erhöht werden. 6

WAHLEN
DATUM: 22.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Wahl des 200köpfigen Berner Grossrats konnten die Parteien des rechten
Spektrums zulegen: die Auto-Partei (heute Freiheits-Partei) erzielte mit einem
aggressiven Wahlkampf fünf Sitzgewinne und hält neu sechs Mandate, die
Eidgenössisch-Demokratische Union erzielte einen Sitzgewinn. Trotz Gewinnen am
rechten Rand dürften sich die politischen Gewichte jedoch nur geringfügig
verschieben: die klar dominierenden bürgerlichen Parteien SVP (71) und FDP (35) gehen
mit unveränderter Sitzzahl in die nächste Legislatur und behalten so eine Mehrheit von
106 Sitzen. Die SP bleibt trotz drei Sitzverlusten mit 54 Mandaten die zweitgrösste
Partei im Grossen Rat. Über die Klinge springen musste jedoch als prominentestes
Opfer der SP der noch amtierende Grossratspräsident Peter Bieri. Die Schweizer
Demokraten, der LdU und die CVP verloren je einen Sitz. Die EVP konnte drei Sitze
dazugewinnen, das Grüne Bündnis zwei. Vier Sitze verloren dafür die in der GPS
organisierten Grünen: die Grüne Partei Bern ist neu nicht mehr im Parlament vertreten,
während Junges Bern/Freie Liste noch auf zehn (-2) Mandate kommt. Eigentliche
Gewinnerinnen dieser Kantonalwahlen waren die Frauen, welche 16 Grossratsmandate
zulegen konnten und nun 51 von 200 Sitzen stellen. Unter den 21 abgewählten
Grossräten befand sich keine einzige Frau. 7

WAHLEN
DATUM: 17.04.1994
EVA MÜLLER
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Wahlen in kantonale Regierungen

Die im Gegensatz zum Parlament alle vier Jahre stattfindenden Wahlen für die
Regierung des Kantons Graubünden endeten mit einem bürgerlichen Wahlsieg: Die SP,
welche seit 1971 keinen Regierungsrat mehr stellen konnte, schaffte den Einzug — als
Ersatz für den aufgrund der Amtszeitbeschränkung auf zwölf Jahre zurücktretenden
freisinnigen Reto Mengiardi — nicht. Im ersten Wahlgang erreichten nur drei der vier
bisherigen Regierungsräte das absolute Mehr. Am besten schnitt der Vorsteher des
Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartementes, Joachim Caluori (cvp), ab; ihm
folgten die beiden SVP-Vertreter Christoffel Brändli und Luzi Bärtsch. Im zweiten
Wahlgang wurden der Bisherige Aluis Maissen (cvp) sowie der neu antretende Kandidat
der FDP, Peter Aliesch, gewählt. Für seinen sozialdemokratischen Herausforderer,
Martin Jäger, wurde die erst für den zweiten Wahlgang eingereichte Kandidatur des
Vertreters der Demokratisch-sozialen Partei, Schimun Vonmoos, zu einem zusätzlichen
Hindernis: Jäger musste sich mit nur knapp 500 Stimmen mehr als im ersten Wahlgang
begnügen, womit er über 4500 Stimmen weniger als Aliesch erhielt. 8

WAHLEN
DATUM: 11.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

An der Nidwaldner Landsgemeinde in Wil bei Stans wurde der Regierungsrat in
derselben parteipolitischen Zusammensetzung gewählt wie bisher: Er bleibt ein rein
bürgerliches Organ bestehend aus fünf CVP- und vier FDP-Mitgliedern. Neu wurden
die beiden Christlichdemokraten Viktor Furrer und Ferdinand Keiser sowie der
Freisinnige Werner Keller in die Regierung gewählt. Die beiden Kampfkandidaten des
"Demokratischen Nidwalden" blieben erfolglos. Im übrigen lehnten die rund 7000
Teilnehmer an der Landsgemeinde die Vorlage des Landrates zur Reduktion der Zahl
der Regierungsmitglieder von neun auf sieben ab. Die Vorlage war nur von der FDP
unterstützt, aber auch vom Gesamtregierungsrat zur Annahme empfohlen worden. 9

WAHLEN
DATUM: 29.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die jurassischen Regierungsratswahlen brachten mit der Kandidatur von Odile
Montavon des "Combat socialiste" sehr viel Spannung auf die politische Bühne.
Montavon kam im ersten Wahlgang für den fünfköpfigen Regierungsrat an vierter Stelle
zu stehen. Damit konnte sie sich mit einem Vorsprung von über 1200 Stimmen vor den
bisherigen Ministern François Mertenat (sp) und Pierre Beuret (csp) plazieren. Im
Kantonshauptort Delémont figurierte sie gar an der Spitze aller Kandidatinnen und
Kandidaten. Als einziger erreichte François Lachat (cvp) das absolute Mehr und war
somit im ersten Wahlgang gewählt. Vor dem zweiten Wahlgang entzog dann allerdings
die SP Montavon die Unterstützung, um allein auf den eigenen Kandidaten Mertenat zu
setzen. Auf der anderen Seite unterstützten sich die beiden christlichen Parteien
gegenseitig und riefen zu Wahldisziplin zugunsten der eigenen Kandidaten auf. Die
Aussenseiterin Montavon blieb ohne sozialdemokratische Unterstützung hinter den vier
Bisherigen zurück. Die Regierungszusammensetzung blieb damit personell und
parteipolitisch unverändert; ausser Gaston Brahier (fdp, seit 1986) sind alle Minister
seit Bestehen des Kantons im Amt. 10

WAHLEN
DATUM: 21.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Wahlen für die Zuger Regierung lösten die seit 1982 geltende parteipolitische
Zusammensetzung von je drei FDP- und CVP-Vertretern und einem Sozialdemokraten
auf. Ein Vertreter der äussersten Linken, Hanspeter Uster von der Sozialistisch-Grünen
Alternative (SGA), welche mit vier Sitzen im 80köpfigen Parlament vertreten ist, konnte
dank der Listenverbindung mit der SP und dem in Zug für die Wahl des Regierungsrats
angewendeten Proporzsystem einen Regierungssitz auf Kosten der FDP erobern. Zug ist
damit der einzige Deutschschweizer Kanton mit einer grünen Regierungsbeteiligung. 11

WAHLEN
DATUM: 11.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Kommunale Wahlen

Die Wahlen ins 60 Mitglieder zählende Bieler Stadtparlament brachten sowohl für die
Sozialdemokraten als auch für die bürgerliche Koalition "Das Neue Biel" Sitzverluste;
dabei war die SP mit vier Mandatseinbussen für die deutschsprachige Liste am meisten
betroffen; wähleranteilmässig büsste sie 6,5% ein. Auch die beiden grünen
Gruppierungen (Grünes Bündnis/Freie Liste) mussten zusammen einen Sitzverlust
hinnehmen. Damit verlor das links-grüne Lager seine 1988 erkämpfte Mehrheit
wieder. Die FDP, CVP und der Landesring verloren ebenfalls je einen Sitz. Hingegen
verdoppelte die Auto-Partei ihre Sitzzahl auf sechs und konnte auch ihren Wähleranteil
auf 10,5% knapp verdoppeln. Der parteilose (freisinnig-dissidente) Hans-Rudolf Aerni
erreichte mit seiner Alleinkandidatur auf der Liste "Für Biel" auf Anhieb drei Sitze und
5,8% der Wählerstimmen. Auch die Schweizer Demokraten konnten mit einem Sitz
Einzug ins Parlament halten. Der Frauenanteil stieg auf 16,7%.

Die SP hat bei den Bieler Kommunalwahlen einen Sitz und damit ihre Mehrheit im
Gemeinderat (Exekutive) verloren. Ebenfalls einen Sitz verlor die FDP als zweitgrösste
Partei. Die beiden Sitze erkämpften sich ein dissidenter Freisinniger und ein Vertreter
der AP. Die Bieler Stadtregierung umfasst einerseits den ständigen Gemeinderat,
welchem fünf Mitglieder einschliesslich des Stadtpräsidenten angehören, andererseits
den nichtständigen Gemeinderat mit vier Mitgliedern ohne eigene Direktionen. Für den
ständigen Gemeinderat wurde einzig Stadtpräsident Hans Stöckli (sp) mit dem besten
Resultat wiedergewählt. Neu in den Gemeinderat gewählt wurden zwei Frauen welscher
Zunge, Erica Wallis (sp) — sie übertraf den bisherigen Fürsorgedirektor Arnold — und
Marie-Pierre Walliser (fdp), welche den Baudirektor Haller (fdp) verdrängte. An vierter
und fünfter Stelle wurden der parteilose, dissidente freisinnige Aerni mit der Liste "Für
Biel" und der Zentralpräsident der Auto-Partei, Nationalrat Jürg Scherrer gewählt. Zum
ersten Mal erlangte damit ein Vertreter der Autopartei ein Amt in einer schweizerischen
Exekutive. Erleichtert wurde die Wahl eines AP-Vertreters durch die Aufsplitterung des
links-grünen Lagers in eine sozialdemokratische und eine grüne Kandidatur (Grünes
Bündnis/Freie Liste). Im nichtständigen Gemeinderat blieb die parteipolitische
Sitzverteilung mit zwei Sozialdemokraten und zwei Bürgerlichen gleich. Neben den drei
Bisherigen wurde neu Martin Bösiger (fdp) gewählt. Die Romands stellen vier der neun
Exekutiv-Mitglieder, und erstmals gehören dem Gemeinderat drei Frauen an. 12

WAHLEN
DATUM: 22.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für die Wahlen in den 80 Sitze umfassenden Berner Stadtrat stellten sich 451 Personen
auf 17 Listen (1988: 479 Personen auf 18 Listen) als Kandidaten oder Kandidatinnen zur
Verfügung. Der Anteil der kandidierenden Frauen stieg von 36,8 auf 38,8%. Die SP, die
drei grünen Formationen Grünes Bündnis, Grüne Partei und Junges Bern/Freie Liste,
die Junge Alternative, die PdA sowie der Landesring und die EVP waren nicht nur eine
Listenverbindung eingegangen, sondern hatten sich auch auf eine Wahlplattform
geeinigt und mit der Bezeichnung «Rot-Grün-Mitte» einen gemeinsamen Wahlkampf
geführt. Mit 42 von 80 Sitzen konnten sie die absolute Mehrheit im Stadtrat
(Parlament) erobern. Die Sozialdemokraten gehörten mit drei Sitzgewinnen zu den
Siegern dieser Wahlen; auch die EVP konnte ein Mandat zulegen. Innerhalb des grünen
Lagers kam es zu Mandatsverschiebungen: Einerseits verloren die Grüne Partei und die
Freie Liste je zwei Sitze, andererseits gewann das Grüne Bündnis zwei Mandate; mit
einem Sitz neu im Rat ist die «Junge Alternative» (JA). Von den bürgerlichen Parteien
verlor die FDP zwei Sitze und die CVP einen. Im rechtsnationalistischen Lager gehörten
die Schweizer Demokraten mit drei Verlusten zu den Verlierern, während die mit ihnen
verbundene Liste "Vertreter der Kleinverdiener/Rentner sprechen auch mit" neu mit
zwei Sitzen ins Parlament einzog; die Auto-Partei konnte ihren Bestand um einen Sitz
auf sechs erhöhen. Im langfristigen Vergleich seit 1980 gehören allerdings die Parteien
des rechtsnationalistischen und populistischen Flügels mit einem Gewinn von rund 10%
Wähleranteilen zu den Gewinnern, während sowohl die SP und die Parteien der Mitte
als auch die bürgerlichen Parteien Verluste bis zu 5% Wähleranteilen hinnehmen
mussten. Einen spektakulären Sprung nach vorn konnten die Frauen verzeichnen; mit
34 Mandaten erreichten sie einen Rekordanteil von 42,5%. Allein die SP besetzte 14
ihrer 23 Sitze (60,9%) mit Frauen; im Rot-Grün-Mitte-Block erhielten die Frauen 27 der
insgesamt 42 Sitze, während auf der bürgerlichen und rechtsnationalistischen Seite
sieben der 38 Sitze an Frauen gingen. 13

WAHLEN
DATUM: 06.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Eidgenössische Wahlen

Im Anschluss an den Wahlerfolg der Grünen Partei, die mit 9 Abgeordneten
Fraktionsstärke erreichte, stellte sich die Frage, wie sich die Grünen und die
Gruppierungen links der SP organisieren würden. Die GPS begrüsste zwar eine
Zusammenarbeit, lehnte hingegen eine Fraktionsgemeinschaft mit anderen grünen
Kräften ab. Die von der POCH angestrebte Fraktion mit dem PSA, der PdA und dem
Grünen Bündnis scheiterte. Nachdem sich Werner Carobbio (psa, TI) nach einigem
Zögern entschieden hatte, der SP-Fraktion beizutreten, und Hanspeter Thür (gbs, AG)
keine Gemeinschaft mit dem PdA-Vertreter Spielmann (GE) eingehen wollte, blieben
nur noch vier Abgeordnete, was zur Bildung einer Fraktion nicht reicht. 14

WAHLEN
DATUM: 18.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten stärkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Wählenden an. Die SP rückte mit einem gemessen am Wähleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
können. 146 der 200 Nationalrätinnen und Nationalräte gehören einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An fünfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wähleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wähleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschränkte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grün-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). Ihre Kandidatinnen und Kandidaten
waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalpräsidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-grünen
Kräfte etwa halten können, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestärkt aus den Wahlen
hervorgegangen.

Durch Zusammenschlüsse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wähleranteile noch leicht verändert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (TI), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die ursprünglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-grünen "DACH"-Bündnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalräte der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewählte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhängigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunköpfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein Zweckbündnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). 15

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Ostschweiz gehörten die SP, die Grünen und die AP zu den Gewinnern; auf der
Verliererseite standen die CVP und die FDP. In St. Gallen eroberte die AP und die GP je
einen Sitz. In Glarus ging der einzige Nationalratssitz von der SVP an die SP über. In
Graubünden konnte die SP, dank einer Listenverbindung mit den Grünen, der CVP
einen Sitz abnehmen. In Schaffhausen blieb die Sitzverteilung unverändert, obwohl die
FDP, die CVP und die SP Wähleranteile zugunsten der AP und des Grünen Bündnisses
verloren. Gleiches gilt in Bezug auf die Sitzverteilung auch für den Thurgau, wo
insbesondere die CVP massiv Wähleranteile einbüsste. 16

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Am 18. Februar gelangte die Volksinitiative «zur Wahrung der Volksrechte und der
Sicherheit beim Bau und Betrieb von Atomanlagen», kurz Atom- oder
Atomschutzinitiative genannt, zur Abstimmung. Obwohl die Initiative kein Verbot für
Atomanlagen forderte, hätte der von ihr postulierte Abstimmungsmodus in Anbetracht
der negativen Haltung der Bevölkerung in bestimmten Regionen gegenüber der
Atomenergie doch wohl eine Verunmöglichung der Inbetriebnahme weiterer
Kernkraftwerke bedeutet. Bei dieser Ausgangslage erstaunt es nicht, dass sich einer
der heftigsten und aufwendigsten Abstimmungskämpfe der letzten Jahre entwickelte.
Die Kontrahenten waren in der Wahl ihrer Mittel oft nicht zimperlich und auch der
Bundesrat musste sich vorwerfen lassen, dass er mit seinen Abstimmungserläuterungen
wenig zur objektiven Meinungsbildung beigetragen habe. Zur Kritik und zu
staatsrechtlichen Bedenken gab insbesondere der massive finanzielle Einsatz der sich
im Besitz der Öffentlichkeit befindlichen Elektrizitätsgesellschaften Anlass. Die
Landesregierung und die ebenfalls kritisierten Kantonsregierungen sahen jedoch das
Funktionieren der Demokratie durch die propagandistische und finanzielle Beteiligung
staatlicher Stellen am Abstimmungskampf nicht beeinträchtigt. Die SPS und die links
von ihr stehenden Parteien, der Landesring, die NA und die Genfer Vigilants sowie die
Organisationen des Umweltschutzes sprachen sich für das Volksbegehren aus. In den
Reihen der Sozialdemokraten erregte zwar das eifrige Eintreten von Bundesrat
Ritschard gegen die Initiative einigen Unwillen, zu einer Zerreissprobe oder einem
ernsthaften Infragestellen der Regierungsbeteiligung kam es aber nicht. Gegen die
Atomschutzinitiative nahmen FDP, CVP, SVP, die Liberalen, die Evangelische Volkspartei
und die Republikaner, ferner der Gewerbeverband, der Vorort und die
Bankiervereinigung Stellung. Die beiden grossen Gewerkschaftsverbände hatten auf die
Herausgabe einer Parole verzichtet. Die Stimmbürger lehnten die Initiative bei einer
Stimmbeteiligung von rund 50 Prozent mit 920'480 Ja zu 965'927 Nein bei 9 zu 14
Standesstimmen relativ knapp ab. Von den Kantonen hatten die beiden Basel, die
Westschweiz ohne das Wallis sowie Graubünden, Tessin und Uri angenommen. Wie eine
unmittelbar nach dem Urnengang durchgeführte Meinungsforschung ergab, scheint das
ablehnende Volksmehr allerdings auf recht eigenartige Weise zustande gekommen zu
sein, meinten doch rund 15 Prozent der befragten Nein-Stimmenden, sie hätten ein
Votum gegen den Bau von Atomkraftwerken (und nicht gegen die Atomschutzinitiative)
abgegeben.

Abstimmung vom 18. Februar 1979

Beteiligung: 49.58%
Ja: 920'480 (48.8%) / Stände: 8 2/2
Nein: 965'927 (51.2%) / Stände: 12 4/2

Parolen:
– Ja: EVP (1*), LdU, PdA, POCH, SD (1*), SPS (3*), VSA
– Nein: CVP (2*), FDP (2*), LPS, REP (2*), SVP (2*), eco, SAV, SBV, SGV
– Stimmfreigabe: SGB, TravS
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.02.1979
HANS HIRTER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Im Oktober lancierten die Jungsozialisten eine Volksinitiative mit dem Titel „1:12 – für
gerechte Löhne“. Diese Initiative will den höchsten Lohn in einem Unternehmen auf
maximal das Zwölffache des tiefsten Lohnes beschränken. Damit soll gegen die sich
öffnende Lohnschere und gegen Exzesse bei den Managerlöhnen gekämpft werden.
Zurzeit verdiene der oberste Chef bei Novartis zum Beispiel das 720fache eines
Angestellten mit dem tiefsten Lohn. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

Dafür ausgesprochen hatten sich mit Ausnahme von AP, EDU, LP und SD alle im
Parlament vertretenen Parteien, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
der Bauernverband und die Kleinbauernvereinigung, der Evangelische Kirchenbund, der
Katholische Frauenbund, die Standesorganisationen von Chemischer Industrie und
Medizin, die Kommission für biologische Sicherheit, der Bund für Naturschutz sowie
das ehemalige Initiativkomitee, welches 1987 mit der Einreichung seines
Volksbegehrens «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» die Diskussion überhaupt erst lanciert hatte.

Bekämpft wurde der Verfassungsartikel von der Liberalen Partei, welcher die neuen
Regelungen bereits zu restriktiv waren. Als zu permissiv wurde er hingegen von AP, EDU,
der SD und der Jungen SVP abgelehnt, ebenso von der Vereinigung «Ja zum Leben»
unter der Führung des Berner EVP-Nationalrats Zwygart, von zahlreichen
Frauenorganisationen wie der Ofra, der FraP und – abweichend von der Gesamtpartei –
vom Vorstand der CVP-Frauen, von Behindertenvereinigungen sowie vom Basler Appell
gegen Gentechnologie und der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG). 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.05.1992
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

In diesem Klima der allgemeinen Verunsicherung wäre ein klärendes Wort des
Bundesrates besonders nötig gewesen. Doch darauf wartete man bis Ende 1990
vergeblich, obgleich die Landesregierung bereits im Mai anlässlich einer Klausurtagung
von der Auswertung der Vernehmlassung zum Drogenbericht Kenntnis nahm und
Bundesrat Cotti verschiedentlich eine baldige Stellungnahme versprach. Als
Hauptgrund für diese Verzögerung wurde der Umstand angesehen, dass die
Vernehmlassung zwar eine deutliche Mehrheit für die Entkriminalisierung des
Drogenkonsums ergeben hatte – 15 Kantone und fünf Parteien (FDP, GB, GP, LdU und
SP) waren dafür –, dass sich aber die welschen Kantone und der Tessin vehement
dagegen aussprachen und sich zwei der vier Bundesratsparteien (CVP und SVP)
ebenfalls deutlich reserviert zeigten. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.11.1990
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Le référendum de la loi sur la restructuration du système de l’asile, promis par l'UDC, a
été déposé dûment signé le 14 janvier 2016.
Ce n'est qu'au lendemain du bilan de la Confédération sur le centre de test de Zurich
qu'a véritablement commencé la "drôle de campagne". Une campagne sans affiches,
tout d'abord, puisque ni les adversaires, ni les partisans n'ont souhaité investir dans les
moyens traditionnels payants. Les deux camps ont préféré opter pour les séances
d'informations, débats et flyers. Une campagne aux alliances étonnantes, également. Le
camp du oui, un comité suprapartisan, lancé le 12 avril et composé de tous les partis
gouvernementaux, du PLR aux Verts, auxquels ne manquait que l'UDC. Le camp du non,
lui, était certes moins nombreux, mais d'autant plus hétéroclite. D'un côté l'UDC, qui
reprochait à la révision de rendre la Suisse encore plus attractive pour les "profiteurs
de l'asile" et de l'autre la gauche de la gauche, jugeant la révision inhumaine et

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2016
SOPHIE GUIGNARD
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contraire aux droits humains. Un comité, composé principalement de figures
lémaniques de défense du droit d'asile, comme par exemple les anciens conseiller
nationaux Nils de Dardel (ps, GE) ou Anne-Catherine Ménétrey-Savary (verts, VD), a été
rejoint par l'ancien président des Verts et conseiller national Ueli Leuenberger (verts,
GE). Les partis SolidaritéS en Romandie et Basta! à Bâle se sont également prononcés
contre la réforme. Les organisations en faveur du droit d'asile se sont montré divisées:
l'OSAR, Caritas, l'OSEO, Solidarité sans Frontières ou Opération Libero ont fait
campagne pour le oui. Amnesty International a lancé un "oui critique", tandis que Vivre
Ensemble, SOS Asile ainsi que différents collectifs de la société civile
(Bleiberrecht/droit de rester, Collectif R.) se sont prononcés contre la révision.
Il est intéressant de constater que certains arguments étaient repris par les deux
parties antagonistes du camp du oui. Comme par exemple la contestation des chiffres
avancés par le Conseil fédéral, plaidant pour une plus grande efficacité du nouveau
système. L'UDC et la gauche de la gauche ont critiqué le zèle du gouvernement dans la
phase test, arguant que celui-ci avait été conduit avec un nombre d'employées et
employés de l'Etat plus important ainsi qu'un nombre de requérantes et requérants
artificiellement plus bas que la normale. De plus, les deux camps mettent en avant un
taux de disparition plus élevé en cours de procédure, faisant de ce nouveau système
une "usine à sans-papiers". Les similarités des deux discours s'arrêtent là. L'UDC a mis
en avant un système de l'asile exagérément généreux, dépeint les candidats et
candidates à l'asile comme menaçant la sécurité et la cohésion nationale, à grand
renfort d'images telles que celle de l'abuseur sexuel, du migrant économique profiteur
et d'une invasion migratoire hors de contrôle. Le spectre des expropriations a
également été agité, ce qui explique la présence de l'association des propriétaires de
maison dans le camp du non. Les partisans du non de gauche ont en revanche mis en
avant la révision comme un durcissement extrêmement sévère du droit d'asile, qui
condamne les requérants et requérantes d'asile à l'isolement, l'accès aux œuvres
d'entraide étant rendu plus difficile par la position géographique excentrée de la
majorité des futurs centres. 
Les avocats gratuits, fortement critiqués par l'UDC ont eux été décrit comme un
"simulacre d'aide juridique", la courtesse des procédures et délais de recours ainsi que
leur paiement au forfait rendant impossible selon leurs détracteurs une défense
équitable et juste. Les partisans du oui ont mis en avant une procédure plus rapide et
plus équitable, permettant de faire des économies à long et moyen terme, de
décharger les cantons et les communes ainsi que de défendre au mieux les droits des
personnes, grâce à la représentation juridique gratuite et automatique. L'argument
phare de l'accélération des procédure était qu'elles permettaient aux personnes
nécessitant une protection de la Suisse de s'intégrer plus rapidement et en même
temps permettaient de renvoyer plus vite chez elles celles qui ne remplissaient pas les
conditions d'octroi de l'asile.
Durant la courte campagne, la presse a souvent relayé des communiqués faisant état du
nombre important de demandes d'asile prévues pour les années à venir. La question
d'un engagement de l'armée aux frontières a également été soulevée. Très présent dans
la presse était également le nouveau conseiller national de l'UDC Andreas Glarner (udc,
AG), connu pour être le président de la commune d'Oberwil-Lieli, qui s'était fortement
opposée à l'accueil de personnes réfugiées dans le village, envisageant même de payer
une compensation à la Confédération.

Face aux urnes ce sont ces derniers arguments qui ont prévalu. 66.8% des votants ont
plébiscité la mouture du Conseil fédéral. L'analyse VOX post votation indique que la
révision n'était pas perçue en premier lieu comme un durcissement. L'argument qui a
fait mouche chez la majorité de celles et ceux qui ont voté oui est le raccourcissement
des procédures, suivi par l'aspect juridique, économique ainsi que de compromis de
l'objet soumis au vote. Le fossé gauche-droite était peu perceptible dans les résultats.
Parmi les sympathisantes et sympathisants de l'UDC, 61% se sont prononcés contre la
révision. A la gauche de la gauche, comme à droite, de solides majorités se sont
montrées en faveur de l'objet, qui a d'ailleurs transcendé les traditionnels oppositions
de sexe, de génération et ville-campagne.
Si les partis pour le oui se sont réjouis de leur victoire, la presse s'est montrée plus
circonspecte, qualifiant parfois le résultat de "défaite trompeuse de l'UDC". Plusieurs
observateurs relèvent que l'acceptation de la loi sur l'asile, contrariant l'opinion d'une
UDC seule contre tous permettra au parti agrarien de se targuer d'avoir vu venir les
éventuels ratés du nouveau système d'asile. Une position notamment défendue par le
député Freysinger (udc, VS). D'autres critiques émergent au lendemain de la votation,
notamment au sujet de la vitesse prévue des accélérations promises, la réforme ne
devant être formellement mise en œuvre qu'à partir de 2019 selon certains détracteurs.
Le front uni des partis du oui n'aura pas survécu longtemps à la votation, puisque dès le
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lundi suivant, l'aile bourgeoise remettait la pression sur la gauche, avec notamment le
PLR qui entend mener bataille sur le thème des admissions provisoires et des permis
attribués aux ressortissantes et ressortissants érythréens.

Votation du 5 juin 2016

Participation: 46.79%
Oui: 1 616 597 (66.8%) 
Non: 804 086 (33.2%) 

Mots d'ordre
oui: PDC, PLR, PBD, Les Verts, PS, Amnesty Suisse, OSAR
non: SolidaritéS, Basta!, Vivre ensemble, Collectif R., SOS Asile, UDC 21

Familienpolitik

Für die Harmonisierung der Familienzulagen sprachen sich die SP, die GP und die
übrigen linken Parteien, die CVP, die EVP, die EDU, die SD sowie die Gewerkschaften
aus. Sie begrüssten die nationale Harmonisierung und den verbindlichen Minimalsatz,
der für die meisten Kantone eine Erhöhung der Leistungen bedeutet. Sie waren der
Ansicht, durch die Vorlage könne die finanzielle Lage vieler Familien verbessert und
Ungerechtigkeiten wegen unterschiedlichen Regelungen zwischen den Kantonen
vermindert werden. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2006
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Mit einer gross angelegten «Kulturoptimierungsstudie» eines privaten
Betriebsberatungsbüros suchte man in Luzern der Raumnot die Stirne zu bieten,
wobei hier nicht nur alternative Gruppen mehr Raum, sondern auch die Veranstalter
der Internationalen Musikfestwochen einen neuen Konzertsaal und die Trägerschaft des
Kunstmuseums ein grösseres Gebäude verlangten. Nachdem die Studie vorlag, sprach
der Grosse Stadtrat Projekt- und Detailplanungskredite – nach Ansicht der
Unabhängigen Frauenliste und des Grünen Bündnisses allerdings übereilt, weshalb
diese erfolgreich das Referendum ergriffen. Auch die Tatsache, dass eine Privatperson
den fraglichen Betrag von CHF 960'000 der Stadt kurzerhand schenkte, konnte die
Sache der demokratischen Kontrolle nicht entziehen. Anfangs Dezember fand
schliesslich noch eine Volksabstimmung über die Nutzung einer stillgelegten Fabrik
statt. Diese konnte jedoch den Entschluss des Stadtrates, die Liegenschaft zum
grösseren Teil dem Gewerbe und nur zum kleineren Teil der alternativen Kultur zu
übergeben, nicht zugunsten der Kultur umstossen. Immerhin wurde der Ja-Anteil von
41.8 Prozent als positives Verdikt für die Belange der alternativen Kultur interpretiert. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.03.1988
LUZIUS MEYER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien
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Linke und ökologische Parteien

La nouvelle gauche est demeurée divisée. Les Organisations progressistes (POCH), qui
enregistrèrent à nouveau de petits succès électoraux, ont continué d’œuvrer en
commun avec le Partito socialista autonomo tessinois, en particulier pour le lancement
d'une seconde initiative 'populaire visant à abaisser de cinq ans l'âge de la retraite AVS.
La Ligue marxiste révolutionnaire au contraire prit ses distances à l'égard de cette
opération qui aurait le désavantage de disperser les forces alors qu'il s'agirait au
contraire de trouver une alternative à la solution des trois piliers de la prévoyance-
vieillesse. Dans une analyse de fond, les organisations progressistes (POCH) se rallièrent
à une option révolutionnaire quant à la ligne générale du mouvement communiste
mondial, sans prendre position dans la controverse entre Moscou et Pékin. Lors d'une
manifestation qui prit l'allure de congrès, on se prononça pour une politique d'alliance
avec d'autres organisations de gauche. POCH annonça pour 1975 la création d'une
publication mensuelle en français, étendant de la sorte — et pour la première fois — son
rayon d'action à la Suisse romande. L'organe du Parti communiste de Suisse (marxiste-
léniniste), de tendance pro-chinoise, a opéré un virage surprenant en soutenant un
renforcement de la défense nationale afin de conserver l'indépendance du pays, cela
en dépit de la méfiance observée à l'égard de la bourgeoisie.
(Cf. succès électoraux du POCH en 1974 à Berne ici et ici, et à Zurich) 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.12.1974
PETER GILG

Bei der äussersten Linken konnte man trotz engerer Zusammenarbeit der
Hauptgruppen gewisse Verlagerungen feststellen, die von weltpolitischen Ereignissen
wie auch von der Jugendrebellion mitbedingt waren. Im Aufwind befanden sich
weiterhin die Progressiven Organisationen (POCH), die sich infolge des Gewinns neuer
parlamentarischer Positionen (1979 in Zürich, Basel-Land, Luzern und Tessin;
Gemeindewahlresultaten in Luzern) zur Verstärkung ihrer Zentralorgane veranlasst
sahen. 
Einer ihrer führenden Vertreter (Daniel Vischer; ZH, poch) betonte in einem Rückblick
auf die Entwicklung der Partei ein Abrücken vom zeitweiligen kommunistischen
Selbstverständnis und eine gewisse Rückkehr zu 1968. Von Selbstbewusstsein zeugte
der Vorwurf an die Bundesgenossen, sie hätten durch mangelhaften Einsatz das
Misslingen der Initiative für Arbeitsplatzsicherung verschuldet. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.09.1980
PETER GILG

Auch die Revolutionäre marxistische Liga sah sich von der Jugendrevolte
herausgefordert; sie beschloss, deren Politisierung mit einer Initiative für öffentliche
Lehrwerkstätten zu fördern. 
Ausserdem benannte sie sich um in «Sozialistische Arbeiterpartei» (SAP), um eine
direktere Zuwendung zur Arbeiterschaft zu betonen. Unter dem Eindruck der jüngsten
Entwicklungen in Ostasien zerfiel die bisher grösste Gruppe der Maoisten, die
Schweizerische Kommunistische Organisation (SKO), unter scharfer Selbstkritik. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.1980
PETER GILG

Innerhalb des Grünen Bündnisses wurden die Bestrebungen in Richtung einer Fusion
mit der GPS stärker spürbar, da die Absetzbewegungen der Sektionen von St. Gallen,
Luzern und Baselland, die den Beobachterstatus bei der GPS erworben haben resp. als
Mitglied aufgenommen worden sind, Substanz kosteten. Das GBS zeigte auch
Bereitschaft, im Falle eines Scheiterns der Fusion im Rahmen einer «grünen
Koordination» regelmässig mit der GPS zusammenzukommen, um Themen und
Aktivitäten zu besprechen. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auf Parlamentsebene trat die einzige Nationalrätin des Grünen Bündnisses, Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL) in die Fraktion der Grünen Partei ein. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Gegensatz zu diesem Trend wurde im Kanton Aargau der Versuch gemacht,
unabhängig von der Kantonalsektion der GPS, Grüne Aargau, einen dem Grünen
Bündnis nahestehenden Zusammenschluss zu schaffen. Sieben grüne und alternative
Gruppierungen (Grüne Brugg, grüne Listen Zurzach und Baden, Wettigrün, Eichlebutzer
Würenlingen, SAP und Ofra) gründeten die Grüne Liste als kantonale Koordination neu;
eine solche war schon 1987 im Hinblick auf die Nationalratswahlen gebildet worden. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die beiden nationalen grünen Gruppierungen, die Grüne Partei der Schweiz (GPS) und
das Grüne Bündnis Schweiz (GBS) klärten das Terrain für die Aufnahme von
Fusionsverhandlungen ab. Nachdem im Dezember 1989 der GPS-Ausschuss auf einen
Fusionswunsch des GBS eingegangen war, präsentierte das Grüne Bündnis die
Rahmenbedingungen, unter denen es sich eine Fusion vorstellen könnte. Formelle
Kriterien wie z.B. ein neuer Name der fusionierten Gruppen sowie inhaltliche
Problemkreise — die Verteidigungs- und Sozialpolitik, die Frauenfrage und die Frage
nach dem Stellenwert der Parlamentsarbeit — sollten gemeinsam diskutiert werden.
Allerdings liessen aber bald darauf beide Parteien verlauten, die Basis für eine Fusion
sei zur Zeit nicht vorhanden. Innerhalb des Grünen Bündnisses äusserten vor allem die
Sozialistisch-Grüne Alternative Zug (SGA) und die Winterthurer Opposition (WOP)
Zweifel an Sinn und Machbarkeit einer Fusion. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die SAP ist im Berichtsjahr praktisch nur noch als Gruppierung innerhalb der
Organisationen, welche zum Grünen Bündnis gehören, aktiv gewesen. Die Sektion
Zürich hat sich als Partei aufgelöst, wird aber unter der Bezeichnung «Bresche Forum
Zürich» als organisierte Strömung weiterexistieren. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.08.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Parolen zu den eidgenössischen Abstimmungen deckten sich mit denjenigen der
GPS. 32

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

An der Delegiertenversammlung in Lenzburg nahm die GPS das Grüne Bündnis Luzern
definitiv auf. Ausserdem erhielten die «Grünen Solothurn» und das von der
Kantonalsektion abgespaltene «Movimento dei Verdi Ticinesi (MVT)» den
Beobachterstatus; diesen hatte auch die Gruppierung «Grüne Baselland»,
hervorgegangen aus der POCH, im April an der Delegiertenversammlung in Bern
erhalten. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Delegiertenversammlung der GPS in Lausanne vom 4. Mai beschloss, die Tessiner
Sektion «Movimento Ecologista Ticinese» (MET) aus der Partei auszuschliessen, weil
sie sich weigerte, die Trennung vom ehemaligen NA-Nationalrat Oehen zu vollziehen.
Neu in die nationale Organisation aufgenommen wurden hingegen die Grüne Partei
Basel-Stadt sowie das Grüne Bündnis St. Gallen. Im neuen Parteiprogramm, welches
die Delegierten verabschiedeten, wurde der bisherige Kurs der Grünen vertieft und
Bereiche wie Gleichberechtigung, Wirtschaft und Finanzen, Sicherheits- und
Sozialpolitik als Schwerpunkte gesetzt, die auch zu Wahlkampfthemen wurden. Im
Kanton Jura wurde das «Mouvement écologiste jurassien» (MEJ) gegründet, welches
den Beobachterstatus in der GPS erhielt, für die eidgenössischen Wahlen jedoch nicht
kandidierte. In Basel-Stadt stiess die eher bürgerlich orientierte «Grüne Mitte» zum
Fusionsprodukt «Grüne Partei Basel-Stadt / Grüne Alternative Basel», während sich im
Baselbiet die drei bestehenden grünen Organisationen, «Grüne Partei Baselland»,
«Grüne Baselland» und «Grüne Liste Baselbiet», zu einer neuen Partei mit dem Namen
«Grüne Baselbiet» zusammenschlossen, welche Mitglied der GPS wurde.
Nach der Fusion entstand jedoch aus Kreisen von Fusionsgegnern eine «Neue Grüne
Mitte». 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die lokalen, links-alternativen Organisationen, welche ehemals unter der Bezeichnung
Grünes Bündnis (GB)/Alternative socialiste verte (ASV) eine Wahlplattform gefunden
hatten, blieben in den Kantonen Zürich (Alternative Liste, Frauen macht Politik), Zug
(Sozialistisch-Grüne Alternative Zug), Waadt (Alternative socialiste verte–Les verts
alternatifs), Graubünden (Autunna verde), Schaffhausen (Grünes Bündnis Schaffhausen)
und Bern (Grünes Bündnisx Bern) bestehen. Sie schlossen sich im Berichtsjahr mit der
«POB-Grüne Baselstadt» zur Wahlplattform «Die Andere Schweiz» (DACH) zusammen;
die Programme der beteiligten Gruppierungen setzten je nach Kanton unterschiedliche
Akzente, plädierten aber alle für die Abschaffung der Armee, gerechte
Wirtschaftsbeziehungen mit der Dritten Welt, eine weniger restriktive Asylpolitik und
gegen den Beitritt zu Währungsfonds und Weltbank. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Als fünfte Partei des Kantons wurde im Berichtsjahr das «Junge Uri» gegründet. Die
Partei hat zum Ziel, insbesondere die Interessen der Jungen zu vertreten und diese zu
motivieren, sich politisch zu betätigen. Zu ihrem Programm gehören auch kulturelle,
umweltpolitische und soziale Anliegen wie beispielsweise die Gleichstellung von Mann
und Frau. Bei den Landratswahlen kandidierte das «Junge Uri» auf der «Neuen Liste»,
einem Zusammenschluss von SP, «Kritischem Forum Uri» und Unabhängigen. Zu einem
Sitzgewinn reichte es für die neue Partei nicht. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Halbkanton Obwalden haben sich drei Wählergruppen (Sarnen, Sachseln, Junge Liste
Kerns), welche schon seit den letzten Kantonalwahlen 1990 mit fünf Sitzen eine eigene
Fraktion stellen, zur Oppositionspartei «Demokratisches Obwalden»
zusammengeschlossen. Ihre hauptsächlichen Aktivitäten will die neue Partei in der
Umwelt- und Sozialpolitik entfalten. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Grüne Bündnis war in der Frage des EWR-Beitritts ebenfalls gespalten. So votierte
die Sektion Schaffhausen dagegen, diejenige von Bern gab keine Parole aus und die
unter der Bezeichnung ASV-Fédération des Verts alternatifs vaudois in der Westschweiz
übriggebliebene Gruppierung des Grünen Bündnisses unterstützte vor allem aus
sozialen und arbeitsrechtlichen Gründen den EWR-Vertrag. 38

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Einen Wahlerfolg erzielte das Grüne Bündnis in der Stadt Bern, wo es nicht nur die Zahl
der Parlamentsmandate von 4 auf 6 steigern konnte, sondern auch einen Sitz in der
Exekutive eroberte.

WAHLEN
DATUM: 06.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Berner Grüne Bündnis und das Demokratische Nidwalden erhielten
Beobachterstatus. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2001
MAGDALENA BERNATH

Die Grünen gehörten zu den Gewinnern der kantonalen Parlamentswahlen. Sie konnten
19 Sitze gutmachen: sieben in Nidwalden, sechs in Bern, fünf in der Waadt und einen in
Glarus. Dabei profitierten sie auch von Beitritten regionaler Gruppierungen wie dem
Demokratischen Nidwalden oder dem Grünen Bündnis in Bern. 40

WAHLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang November wurde die GP des Kantons Schwyz nach fünfjährigem
Beobachterstatus als Vollmitglied der Grünen Partei Schweiz aufgenommen. Damit
endete ein in den 1980er Jahren begonnener Prozess der Konsolidierung.
Verschiedene Splittergruppen wurden im Verlauf der Jahre unter das Grüne Dach
aufgenommen: etwa die verschiedenen Grünen Bündnisse in Luzern, St. Gallen und
Bern, das Demokratische Nidwalden, die Grüne Freie Liste in Bern, die Alternativen
Listen in Zug oder Basels starke Alternative (BastA) und die Parti écologiste Valaisan
wurden in den letzten Jahren Vollmitglieder der GP. 41

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Andere Parteien

Das grün-alternative Demokratische Obwalden löste sich anfangs 1998 auf und
formierte sich als SP-Sektion neu. Die Umbenennung zahlte sich bei den
Kantonsratswahlen mit zwei Sitzgewinnen aus. Die Engelberger Ortssektion hatte den
Übertritt zur SP abgelehnt und blieb als Demokratisches Engelberg unabhängig. Auch
sie war bei den Wahlen mit einem Sitzgewinn erfolgreich. 42

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.04.1998
URS BEER
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Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) übernahm im Berichtsjahr die
Kampagnenleitung gegen die 1:12-Initiative der Jungsozialisten. Nach der herben
Abstimmungsniederlage im Frühling war Economiesuisse sowohl von Politikern als auch
von mitstreitenden Interessenvertretern als zu angeschlagen beurteilt worden, um
sogleich in die nächste Kampagne für einen wirtschaftsliberalen Standort Schweiz
einzusteigen. Auch wenn KMU selten die maximal geforderte Lohnspanne überschreiten
würden, sei der SGV von der Vorlage betroffen und somit zur Übernahme der Kampagne
geeignet: Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler erklärte, dass bei einer allfälligen
Abwanderung von Grossunternehmen massive Steuerausfälle und Finanzierungslücken
in den Sozialversicherungen entstehen würden. Für diese hätten dann hauptsächlich
die KMU aufzukommen. Der Kampf gegen die Initiative erwies sich im November als
erfolgreich: Die Stimmbevölkerung lehnte das Begehren mit über 65% Nein-Stimmen
ab. 43
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